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Akteneinsichtsrecht des Sohnes, der die Prüfung von vormundschaftlichen Massnahmen für seine Mutter beantragt.

Sachverhalt

Ein Sohn beantragt die Prüfung von vormundschaftlichen Massnahmen für seine vermögende Mutter, die verheiratet ist. Diese und ihr Ehemann haben bisher ihr Leben selbständig geführt. Der Sohn hat weder eine Vollmacht von der Mutter noch hat er sich bisher um deren Belange gekümmert. Er gibt an, dass seiner Ansicht nach seine Mutter unter einer bipolaren Störung leidet und Geld verschwendet. Der Ehemann bestätigt die Aussagen des Sohnes. Dem einge-holten Arztbericht ist zu entnehmen, dass die Mutter momentan urteilsfähig ist und vormund-schaftliche Massnahmen nicht angezeigt sind. Die Mutter hat in der Zwischenzeit einen Rechtsanwalt eingeschaltet. 

Während des Abwartens auf eine ärztliche Zweitmeinung verlangt der Sohn nun eine umfassende und sofortige Akteneinsicht. Er begründet dies damit, dass seine wirtschaftlichen Interessen gefährdet seien und die Vormundschaftsbehörde untätig sei. Seine Mutter gebe soviel Geld aus, dass absehbar sei, dass sie später sozialhilfeabhängig werde. Als Sohn sei er verwandtenunterstützungpflichtig.

Fragen
· Ist dem Sohn die verlangte Akteneinsicht zu gewähren? 
· Wenn ja, inwieweit ist Akteneinsicht zu gewähren (beispielsweise auch Einsicht in die Arztberichte und die Steuerveranlagung der Mutter)?
· Ist zu jedem Zeitpunkt des vormundschaftlichen Verfahrens Akteneinsicht zu bieten ? 

Erwägungen

1. Das Recht auf Akteneinsicht ist Bestandteil des rechtlichen Gehörs und wurde nach Lehre und Rechtsprechung aus Art. 4 alt BV abgeleitet. Es umfasst im wesentlichen drei Bereiche: ein Äusserungsrecht, ein Orientierungsrecht ( u.a. durch Akteneinsicht) sowie gewisse Prüfungspflichten von Behörden. In der nachgeführten Bundesver-fassung von 2000 ist der Anspruch auf rechtliches Gehör in Art. 29 Abs. 2 BV ausdrücklich verankert.


2. Es ist in Lehre und Rechtsprechung unbestritten, dass das Akteneinsichtsrecht in sachlicher Hinsicht insbesondere während eines hängigen Verfahrens gilt.
 Gemäss aktueller Lehre besteht es vor, während und nach einem Verfahren.


3. Im Vormundschaftsrecht kommt Verwandten eines (potentiellen und aktuellen) Klienten, also auch dem Ehegatten, den Kindern und Eltern, sowie nahe stehenden Personen ein Anspruch auf Akteneinsicht nur aufgrund eines schutzwürdigen Interesses im Einzelfall zu.
 Für Kinder ergibt sich dieses schutzwürdige Interesse aus der Beistandspflicht nach Art. 272 ZGB und aus der Verwandtenunterstützungspflicht nach Art. 328/329 ZGB. Persönlichkeitsrechte, zu denen jenes der Geheimsphäre gehört, geniessen aber gegenüber Angehörigen und Verwandten grundsätzlich densel-ben Schutz wie gegenüber Dritten allgemein. Gerade in der Fürsorge ist zu beachten, dass der Klient sensitive , d.h. intime Informationen vor Bekannten wie Verwandten eher in grösserem Masse geheim zuhalten wünscht, als beispielsweise vor einem ver-traglichen oder behördlichen Vertreter.
 Dies rechtfertigt es, das Akteneinsichtsrecht trotz grundsätzlichem Anspruch darauf, allenfalls stark einzuschränken.
 


4. Soweit ein antrags- oder beschwerdeberechtigter Verwandter ein Akteneinsichtsrecht hat, wird das Vormundschaftsgeheimnis im Ausmass dieses Anspruchs durchbrochen. Dies allerdings unter dem aufgrund der Geheimhaltungspflicht qualifizierten Vorbe-halt, dass dadurch keine höherwertigen Interessen, insbesondere des Klienten selbst, aber auch anderer Dritter oder der Öffentlichkeit verletzt werden, was von den vor-mundschaftlichen Organen selbst mittels Rechtsgüterabwägung nach pflichtgemässem Ermessen zu entscheiden ist. Insofern ist das Vormundschaftsgeheimnis als absolute und objektive Schranke des Akteneinsichtsrechts zu beachten.



5. Steht dem prinzipiellen Anspruch auf Akteneinsicht im konkreten Fall ein über-wiegendes Geheimhaltungsinteresse gegenüber, so ist der vorbehaltlose Ausschluss des Einsichtsrechts nicht zulässig. Das Verhältnismässigkeitsprinzip verlangt, dass ein Ausgleich zwischen den konkreten Interessen geschaffen wird, was nach den Regeln des pflichtgemässen Ermessens zu geschehen hat. Diese Interessenabwägung kann dazu führen, dem grundsätzlich Anspruchsberechtigten bei gewissen Konstellationen in gewisse Aktenstücke Einsicht zu gewähren und sie in andere zu verweigern.



6. Insbesondere ist Verwandten oder Interessierten als Antragsstellern im Entmünd-igungs-, Verbeiratungs- oder Verbeiständungsverfahren nur soweit Einblick in die Verfahrensakten zu geben, als dadurch das Geheimhaltungsinteresse des Interdiz-enden, zu Verbeiratenden oder zu Verbeiständenden als eigenständige Persönlichkeit nicht verletzt wird. So ist ihnen gegebenenfalls lediglich die Schlussfolgerung eines psychiatrischen Gutachtens zur Kenntnis zu bringen.
 

Aus diesen grundsätzlichen Erwägungen lassen sich die gestellten Fragen wie folgt beantworten:

1. Einsicht in den Arztbericht: im Lichte des Verhältnismässigkeitsprinzips genügt es namentlich vor dem Vorliegen der ärztlichen Zweitmeinung dem Sohn lediglich das Resultat des Arztberichts, nämlich die attestierte Urteilsfähigkeit bekannt zu geben.

2. Einsicht in die Steuerveranlagung: es ist Pflicht der Vormundschaftsbehörde, im Rahmen der Abklärungen zu prüfen, ob zum Schutze des Vermögens vorsorgliche Massnahmen zu treffen sind. Wenn sie zum Schluss kommt, dass die Mutter durchaus in der Lage ist, ihr Vermögen zu verwalten und diese nicht wünscht, dass der Sohn Einsicht in ihre Vermögensverhältnisse hat, ist dies zu respektieren und dem Sohn die Einsicht zu verweigern.
3. Zeitpunkt der Einsicht: grundsätzlich ist die Akteneinsicht in jedem Zeitpunkt des Verfahrens zu gewähren, wobei im Stadium der Abklärungen eher Zurückhaltung geboten ist. Sowohl im Falle eines Anordnungsentscheids als auch wenn die VB auf eine Massnahme verzichtet, steht dem Sohn die Beschwerde nach Art. 420 ZGB offen. Im Rahmen eines solchen Verfahrens wären der Rechtsmittelinstanz die Akten voll-umfänglich zur Verfügung zu stellen und diese müsste nach den oben dargelegten Regeln über die Gewährung der Akteneinsicht befinden.
Niederrohrdorf, 17. März 2008 
Christoph Häfeli
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